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Betäubungslose Kastration von Ferkeln beenden - Alternativen fördern 


A. Problem 

Die Kastration von Ferkeln findet in der Regel ohne Betäubung statt und ist 
somit für die Tiere mit erheblichen Schmerzen verbunden. Diese betäubungslose 
Kastration bei Ferkeln bis zum siebenten Lebenstag wird bislang nur über einen 
Ausnahmetatbestand im Tierschutzgesetz zugelassen. Die Verankerung des 
Tierschutzes im Grundgesetz und das deutsche Tierschutzgesetz verlangen 
jedoch, dass Tieren ohne vernünftigen Grund keine Schmerzen, Leiden oder 
Schäden zugefügt werden dürfen. Daher ist die genannte Ausnahmeregelung zu 
streichen und damit die betäubungslose Ferkelkastration bis spätestens Ende 
20 1 1 zu beenden. Gleichzeitig sind tiergerechte Alternativen zum betäubungs- 
losen Kastrieren zu fördern. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 

D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/10615 abzulehnen. 

Berlin, den 11. Februar 2009 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Ulrike Höfken Dr. Peter Jahr Dr. Wilhelm Priesmeier 

Vorsitzende und Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatter 


Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatter 


Dr. Kirsten Tackmann 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Peter Jahr, Dr. Wilhelm Priesmeier, Hans-Michael 
Goldmann, Dr. Kirsten Tackmann und Ulrike Höfken 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 
16/10615 in seiner 200. Sitzung am 22. Januar 2009 beraten 
und an den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz zur federführenden Beratung und an den 
Rechtsausschuss zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Kastration von Ferkeln ist gängige Praxis in deutschen 
und europäischen Schweineställen. Allerdings findet die 
Kastration ohne Betäubung statt und ist somit für die Tiere 
mit erheblichen Schmerzen verbunden. Die Verankerung des 
Tierschutzes im Grundgesetz und das deutsche Tierschutz- 
gesetz verlangen jedoch, dass Tieren ohne vernünftigen 
Grund keine Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt wer- 
den dürfen. Bislang wird nur über einen Ausnahmetatbe- 
stand die Kastration bei Ferkeln ohne Betäubung bis zum 
siebenten Lebenstag zugelassen. 

Aufgrund von Protesten verschiedener Akteure gegen diese 
Praxis haben sich der Deutsche Bauernverband und die QS 
Qualität und Sicherheit GmbH dafür ausgesprochen, dass die 
Tiere von 2009 an nur noch unter schmerzstillenden Mitteln 
kastriert werden sollen, bis auf die Ferkelkastration gänzlich 
verzichtet werden könne. Dies ist ein Schritt in die richtige 
Richtung, der aber gesetzlich abzusichem ist, um Wettbe- 
werbsverzerrung durch Tierschutzdumping zu verhindern. 

Daher ist die genannte Ausnahmeregelung zu streichen und 
damit die betäubungslose Ferkelkastration bis spätestens En- 
de 201 1 zu beenden. Gleichzeitig wird der Schweinebranche 
mit einer praktikablen Übergangsfrist die nötige Zeit gege- 
ben werden, alle tiergerechten Alternativen zu testen und 
umzusetzen. 

In anderen europäischen Ländern sowie auf europäischer 
Ebene ist bereits bzw. wird das betäubungslose Kastrieren 
verboten. 

Die Bundesregierung soll daher aufgefordert werden, 

- die Ausnahmeregelung zur Erlaubnis der betäubungs- 
losen Ferkelkastration im Tierschutzgesetz in § 5 Abs. 3 
zu streichen und damit die betäubungslose Ferkelkastra- 
tion bis spätestens zum 31. Dezember 2011 zu beenden; 

- sich auf europäischer Ebene aktiv für ein endgültiges 
Verbot des betäubungslosen Kastrierens von Ferkeln zum 
gleichen Datum einzusetzen; 

- die praxistauglichen Alternativen zur betäubungslosen 
Ferkelkastration schnellstmöglich in der Praxis einzufüh- 
ren; eine entsprechende Verbraucheraufklärung sowie 
Beratung der Landwirte zu fördern; 

- die Züchtung und Ressortforschung durch entsprechende 
Förderprogramme zu unterstützen. 

III. Stellungnahme des mitberatenden 
Aussehusses 

Der Rechtsausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 
16/10615 in seiner 126. Sitzung am 11. Februar 2009 beraten 


und empfiehlt die Ablehnung mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


IV. Beratungsverlauf im federführenden 
Aussehuss 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz hat die Vorlage auf Drucksache 16/10615 in 
seiner 97. Sitzung am 11. Februar 2009 abschließend bera- 
ten. 

Die Fraktion der CDU/CSU stellte fest, dass man betäu- 
bungsloses Kastrieren grundsätzlich als problematisch er- 
achte. Daher wäre ein völliger Verzicht auf Kastration wün- 
schenswert. Dieser ließe sich ggf. durch verschiedene 
Alternativen erreichen. Eine mögliche Änderung von Emäh- 
rungsgewohnheiten werde vom Verbraucher jedoch aus ge- 
schmacklichen Gründen abgelehnt. Eine weitere Option sei, 
den unangenehmen Geschmack durch Züchtung zu verhin- 
dern. Sei dies nicht realisierbar, könne Kastration unter Be- 
täubung oder Einsatz chemischer Mittel erfolgen. Ange- 
sichts der laufenden diesbezüglichen Entwicklungen halte 
man den vorliegenden Antrag noch nicht für abstimmungs- 
reif. Vielmehr sollte dieser auch mit Blick auf Verbraucher- 
interessen zurückgestellt werden, bis praxisreife, sichere, 
preiswerte und nicht wettbewerbsverzerrende Methoden auf 
dem Markt seien. 

Die Fraktion der SPD wies auf arzneimittelrechtliche Pro- 
bleme hin. So müsse eine Narkose, etwa mit Isofiuran, be- 
stimmten Auflagen genügen und dürfe nur von autorisierten 
Tierärzten durchgeführt werden. Mit Blick auf rund 22 Mil- 
lionen betroffene mäimliche Ferkel und die für die Vornahme 
einer Narkose benötigte Anzahl an Tierärzten scheide dieses 
Verfahren als nicht praxisgerecht aus. Ferner sei CO 2 als 
Narkosegas nicht zugelassen. Schließlich löse die Gabe von 
starken Schmerzmitteln das Problem ebenfalls nur unzurei- 
chend. Eine Nutzung genetischen oder züchterischen Poten- 
zials sei u. a. abhängig von einer erfolgreichen Identifikation 
und möglichen Folgen, etwa hohe Gewichtszunahme infolge 
eines hohen Testosteronspiegels. An der Identifikation am 
Schlachtband mittels elektronischer Nase werde geforscht. 
Allerdings sei dies momentan noch kein zufriedenstellendes 
System. Gegenwärtig halte man vom fachlich-sachlichen 
Ansatz her den Einsatz eines Impfstoffes, wie z. B. in Aus- 
tralien und Neuseeland, für die beste Methode. Dadurch kön- 
ne ein chirurgischer Eingriff unterbleiben. Zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt lägen die Voraussetzungen jedoch noch nicht 
vor, um die geforderte Änderung des Tierschutzgesetzes zu 
erreichen. 

Die Fraktion der FDP konstatierte, eine möglichst schmerz- 
freie Vornahme operativer Eingriffe sei selbstverständlich 
gewollt. Der vorliegende Antrag sei raffiniert angelegt und 
für politische Botschaften bestens geeignet. Allerdings sei 
er der Sache nicht dienlich. Deshalb lehne man ihn ab. Er 
weise an zahlreichen Stellen nicht haltbare Versprechungen 
auf. Zudem sei er sprachlich indifferent. So werde etwa das 
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durch die EU-Ökoverordnung ab 2010 verbotene betäu- 
bungslose Kastrieren mit schmerzlosem Kastrieren in Ver- 
bindung gebracht. Bei dem einen komme jedoch ein Präpa- 
rat zum Einsatz und beim anderen möglicherweise ein 
Betäubungsmittel. Kritikwürdig sei ferner, von unprakti- 
kablen Übergangsfristen zu sprechen. Gleichzeitig würden 
nämlich Forderungen erhoben, etwa Aufbau von Züch- 
tungs- und Ressortforschung durch entsprechende Förder- 
programme oder Vornahme von Verbraueherinformation, 
bei denen bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt deutlich 
sei, dass diese bis zu dem im Antrag genannten Termin 
nicht realisierbar und im Sinne des Tierschutzes darstellbar 
seien. 

Die Fraktion DIE LINKE, legte dar, das Ziel des Antrags 
sei grundsätzlich unstrittig. Daher stimme man diesem zu. 
Allerdings gebe es derzeit, etwa mit Blick auf CO 2 , keine 
wirklichen Alternativen. Es würden zahlreiche, jedoch nicht 
zielführende Vorschläge gemacht. Deshalb müsse überlegt 
werden, die Problematik im Wege der Ebermast anzugehen. 
Diese setze allerdings u. a. eine Identifikation von Merk- 
malsträgem voraus. Hiervon seien lediglich die männ- 
lichen Schweine betroffen. Diese stellten aller Wahrschein- 
lichkeit nach nur 10 Prozent der Schweinepopulation dar. 
Daher halte man es für einen sinnvollen Ansatz, die dies- 
bezügliche Diagnostik für die betroffenen Schweine voran- 
zutreiben und eine andere Lösung zu finden. Die Aussage, 
wonach Ferkel nichts spürten, sei nicht nachvollziehbar. 
Das Thema sei wichtig und müsse auch von der Politik 
vorangetrieben werden. 


Berlin, den 11. Februar 2009 

Dr. Peter Jahr 

Berichterstatter 

Dr. Kirsten Taekmann Ulrike Höfken 

B erichterstatterin B erichters tatterin 


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte, das in 
Rede stehende Thema habe große Bedeutung für den Tier- 
schutz und den betroffenen Produktionsbereich. Ziel sei ein 
gänzlicher Verzicht auf Kastration. Positiv zu beurteilen sei, 
dass die QS Qualität und Sicherheit GmbH und der Deutsche 
Bauernverband eine Beendigung des betäubungslosen Kast- 
rierens empfohlen hätten. Ferner sei die Ferkelkastration in 
Verbindung mit einem schmerzstillenden Mittel bis zum 
Erhalt eines praxistauglichen Verfahrens durchzuführen. 
Zweifelhaft sei jedoch insbesondere mit Blick auf die große 
Gefahr des Dumpings, dass dies im Rahmen einer punktuel- 
len Freiwilligkeit tatsächlich erfolge. Daher sei eine gesetz- 
liche Regelung erforderlich. Neben der Streichung der Aus- 
nahmeregelung im Tierschutzgesetz müsse die Bundesregie- 
rang dies auf europäischer Ebene entsprechend durchsetzen. 
Ferner setze man sich für die Einführung praxistauglicher 
Alternativen ein. Diese kämen bereits in anderen Ländern, 
etwa der Schweiz, schon zur Anwendung. Zudem seien Ver- 
braucheraufklärung, Ressortforschung und Züchtung in die- 
sem Bereich zu stärken. Zahlreiche EU-Mitgliedstaaten be- 
trieben Ebermast mit entsprechender Verbraueheraufklä- 
rung. Auch auf diesem Gebiet gebe es züchterische und 
nutzbare Fortsehritte. Allerdings sei hier wenig investiert 
worden. Deswegen werde uru Unterstützung gebeten. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft nnd Ver- 
brancherschutz empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Frak- 
tionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN, den 
Antrag auf Drucksache 16/10615 abzulehnen. 


Dr. Wilhelm Priesmeier 

Berichterstatter 


Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatter 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 1 92, 50735 Köln, Telefon (02 21 ) 97 66 83 40, Telefax (02 21 ) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


